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Public-Private-Partnership 
wird salonfähig
Indem Bundesbetriebe Aufgaben an die Privatwirtschaft auslagern, können Kosten gespart
und Risiken verringert werden. _V O N  R O M A N  B O U T E L L I E R ,  B E R T H O L D  B A R O D T E ,  P A T R I C K

M Ü L L E R  U N D  C H R I S T O P H  S C H M U T Z  

D
ie Aufgabenteilung zwischen
Bund und Privatwirtschaft ist
ein Dauerthema. Fukuyama

zeigt in seinem Buch «State-Building»
auf, dass die heutigen Herausforderun-
gen nur mit einem starken Staat gelöst
werden können (Fukuyama 2004). Das
muss aber nicht im Widerspruch stehen
mit dem Ziel, in der Schweiz die Staats-
quote (heute 11.3 Prozent des BIP) und
Staatsverschuldung (von heute knapp
60 Prozent des BIP) langfristig senken zu
wollen. Denn der Staat zieht sich nicht
aus der Verantwortung zurück, sondern
übernimmt anstelle der Erbringungs-
eine Gewährleistungsverantwortung.
Der Bund überlässt es einem privaten
Anbieter, die öffentlichen Aufgaben zu
erbringen. Er selbst überwacht bzw.
reguliert den Prozess. Für die Auslage-
rung der Aufgaben sprechen aus Sicht
der Befürworter vor allem Gründe wie:
Ω die Verknappung des Staatshaus-

halts.
Ω Know-how-Defizite in bestimmten

Fachgebieten (zum Beispiel bei
Technologiesprüngen).

Ω Die Neuordnung von Fachgebieten. 
Ω Dritte können verschiedene Leis-

tungen in besserer Qualität und
Quantität erbringen. 

Bereits in den Vierzigerjahren gab es
in den USA Partnerschaften zwischen
dem öffentlichen und privaten Sektor.
Der erste Boom setzte in den Siebziger-
jahren ein. In Europa wurde die Idee des
Public-Private-Partnership (PPP) durch

die Regierung von Margaret Thatcher
aufgegriffen. Seit 1990 wird das PPP-
Konzept in der ganzen Welt vermehrt
eingesetzt.

In der Schweiz wird der Ruf nach
PPP-Projekten immer lauter. Verschie-
dene Interpellationen und Motionen
mit den Antworten des Bundesrates zei-
gen, dass PPP vom Bund als Chance
wahrgenommen wird.

Kooperation von öffentlichem
und privatem Sektor

Trotz zahlreicher Partnerschaften zwi-
schen öffentlicher und privater Hand ist
der Begriff des PPP nicht klar umrissen
und wird oft als Schlagwort verwendet.
Unter PPP im weiteren Sinne ist eine
Kooperation zwischen öffentlichem
und privatem Sektor ohne vertragliche
Formalisierung zu verstehen (Budäus,
Grüning 1997). Die Abbildung 1 auf Sei-
te 32) zeigt die Abgrenzung von PPP zu
anderen Kooperationsarten.

PPP im engeren Sinne bedeutet:
Ω Öffentliche Aufgaben erfüllen.
Ω Beteiligung mindestens eines priva-

ten und öffentlichen Partners.
Ω Wirtschaftliche Leistung bereitstel-

len.
Ω Gemeinsam Verantwortung tragen.
Ω Ressourcen bündeln.
Ω Risiko verteilen.
Ω Längerfristige, prozessorientierte Zu-

sammenarbeit (Lebenszyklusansatz).
Ω Zielkomplementarität.

Der Kostendruck beim Bund

führt in der Schweiz immer

häufiger zu Forderungen nach Public-Pri-

vate-Partnership-Projekten (PPP). Kosten-

einsparungen über den ganzen Lebens-

zyklus sowie die Möglichkeit, Projekt-

risiken zwischen der öffentlichen und

privaten Hand aufzuteilen, sind wesentli-

che Vorteile. Eine Studie zeigt, dass sowohl

für armasuisse Immobilien als auch für

MeteoSchweiz Dritte bestimmte Dienst-

leistungen effizienter und kostengünstiger

erbringen können.
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Im Folgenden wird auf die optimale
Risikoallokation zwischen den beiden
Partnern eingegangen, die entsprechen-
den Risiken aufgezeigt und auf mögli-
che Konsequenzen hingewiesen. 

PPP-Projekte bringen Risiken mit
sich. Eine vernünftige Risikoverteilung
zwischen öffentlicher und privater
Hand ist wichtig. Dafür müssen beide
Partner die wichtigsten Gefahren ken-
nen und explizit in übertragbare und
zurückbehaltene Risiken einteilen: Wer
trägt welche Risiken in welcher Phase
des Projektes (siehe Abbildung 2 auf
rechter Seite). Erst wenn diese Frage
beantwortet ist, können die Partner effi-
zient zusammenarbeiten. 

Transferierbare Risiken
übertragen

Durch den Einsatz von PPP kommt es zu
einem Risikotransfer. Ein wichtiger
Unterschied zur herkömmlichen Pro-
jektabwicklung besteht darin, dass Risi-
ken immer bei derjenigen Partei ange-
siedelt werden, welche die besten Infor-

mationen hat, die Risiken am besten
beeinflussen und dadurch reduzieren
kann. Dabei gilt das Subsidiaritätsprin-
zip: Was an Risiken transferierbar ist,
wird übertragen. Sonst macht PPP
wenig Sinn. Es handelt sich dabei oft um
Planungs-, Baukostenüberschreitungs-,
Bauverlängerungs-, Betriebskostenüber-
schreitungs-, Unterhaltskostenüber-
schreitungs- oder Finanzierungsrisiken.

Nicht übertragbare Risiken kann der
private PPP-Partner nicht beeinflussen.
Es ist daher nicht sinnvoll, diese Risiken
auf die privaten Anbieter zu übertragen.
Sie verbleiben sowohl bei der herkömm-
lichen Projektabwicklung als auch bei
der PPP-Abwicklung beim Projektträger.
Würden diese Risiken wie beispiels-
weise Gesetzesänderungen zusätzlich
übertragen, müsste eine Risikoprämie
einberechnet werden, was zu ineffizi-
enten Projektgesamtkosten führt. Die
wesentlichen Kosteneinsparungen ent-
stehen durch die Allokation der Risiken
(siehe Abbildung 3 auf Seite 34). 

PPP-Projekte sind für die Privatwirt-
schaft ein Gewinn. Durch die Auslage-

rung von Staatsaufgaben lassen sich
neue lukrative Geschäftsfelder
erschliessen. Zudem laufen  PPP-Projek-
te in der Regel über den gesamten
Lebenszyklus. Dadurch wird eine
Grundauslastung ermöglicht und die
Nutzung von Skaleneffekten begünstigt
– bei Abwicklung zusätzlicher Projekte.
Hinzu kommt, dass PPP-Projekte Sicher-
heit versprechen, da der Staat als ver-
lässlicher Geschäftspartner gilt. 

Potenzial bei Beschaffung
und Aufgabenerfüllung

Eine jüngst durchgeführte Studie für
armasuisse Immobilien und das Bun-
desamt für Meteorologie und Klimato-
logie (MeteoSchweiz) zeigt, dass in den
Bereichen Beschaffung und Aufgaben-
erfüllung Potenzial für PPP besteht. 

Für beide Bundesinstitutionen las-
sen sich PPP-Risiken, die sich aus
Ω dem Betrieb,
Ω der Marktstruktur,
Ω dem Wettbewerb sowie aus 
Ω der Finanzierung ergeben zu den
privaten Partnern transferieren. 

Aufgrund von Potenzial- und Prio-
risierungsanalysen hat man festgestellt,
dass sich Infrastrukturprojekte wie die
Ablösung des Wetterradarnetzwerkes
oder die Infrastrukturerneuerung für
die Radiosondierungen bei Meteo-
Schweiz für ein PPP-Pilotprojekt wenig
eignen. Vielmehr sind Erstellung und
Verkauf von Produkten im Bereich der
«Auskünfte» und «Wetterprognosen
Schweiz» als PPP geeignet. In Spanien
ist der staatliche Wetterdienst entspre-
chende Partnerschaften mit Privaten
eingegangen. In beiden Bereichen
besteht sowohl in der Schweiz als auch
in Europa ein gut funktionierender
Markt, der genügend private Anbieter
hat, um PPP zu realisieren. 

Im Fall einer zu teuren IT für Wetter-
berichte im Auftrag der MeteoSchweiz

PPP-Partner ergänzen sich in der Erreichung der Ziele.

Abb. 1: Abgrenzung von Public-Private-Partnership 
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würde der Private im eigenen Interesse
die Risiken mindern, die zu dieser
Kostenüberschreitung führen. Fällt die
Nachfrage nach Auskünften kleiner als
geplant aus, müsste der Betreiber der
Auskunftsstelle diese Mindererlöse sel-
ber tragen. Auch Mindererlöse durch
eine ungenügende Produktqualität
trägt der PPP-Partner. Durch leistungs-
orientierte Entschädigungsmodelle hat
der Bund die Möglichkeit, positive An-
reize zu schaffen.

Für Bauprojekte der armasuisse
Immobilien lassen sich mittels PPP
Mehrkosten zur Beseitigung von Pla-
nungs- und Ausführungsmängeln auf-
grund höherer Professionalität auf
Dritte übertragen. Vor allem Risiken
wegen unzureichender Kosten-Nutzen-
Analysen des Projektentwurfes, der
Umsetzungsstandards und der techni-
schen Ausstattung sowie Mehrkosten
durch Terminüberschreitungen kön-
nen dem Privatunternehmen angelastet
werden. Ebenso fällt das Risiko der
Unterhalts- und Instandhaltungskos-
ten, die über die gesamte Lebensdauer
von Infrastrukturprojekten anfallen
und den Faktor drei bis vier der Investi-

tionskosten betragen können, dem Pri-
vaten zu.

Intensive Vorbereitung 
ist ein Muss

Die Studie zeigt auf, dass es noch einige
Schritte braucht, bis Pilotprojekte in den
untersuchten Bundesinstitutionen rea-
lisiert werden können. PPP lässt sich nur
mit intensiver Vorbereitung umsetzen. 

Bei armasuisse Immobilien ist es nö-
tig, die Prozessabläufe anzupassen. Dies
würde nach der kürzlich erfolgten Anpas-
sung an das neue Mietermodell des Bun-

des eine weitere umfassende Struktur-
veränderung bedeuten. Aufgrund der lan-
gen Dauer von PPP-Projekten sind plan-
bare Bedürfnisse wichtig. Die Nachfrage
des Hauptkunden der armasuisse Immo-
bilien, der Schweizer Armee, wird stark
vom Parlament beeinflusst und ist ten-
denziell rückläufig, so dass eine Ver-
pflichtung schwierig abzugeben ist. 

Für MeteoSchweiz hat sich gezeigt,
dass die Kooperationsbereitschaft intern
vorbereitet und erhöht werden muss.
Der private Sektor wird noch zu stark als
Konkurrent angesehen. Der Einstieg
empfiehlt sich in kleinen Schritten. Pro-

Rechtliche Risiken wie Gesetzesänderungen bestehen über das gesamte Projekt und werden vom Projektträger getragen.

Abb. 2: Risiken von Public-Private-Partnership-Projekten in den verschiedenen Projektphasen.

Private Anbieter  können 
bestimmte Risiken aufgrund
höherer Professionalität besser
tragen als der Bund.



Meteomedia, das Unternehmen von Jörg Kachelmann, bietet Wetterprognosen für Fernsehen, Radio, Zeitungen und andere Kunden an. 
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jekte mit kurzer Realisierungszeit brin-
gen erste Erfolge, schaffen beidseitiges
Vertrauen und helfen, Vorurteile abzu-
bauen. Grosse Schritte sind (noch) kaum
machbar – zu gross sind die Bedenken
auf Seiten des Bundes vor Personalabbau
und politischen Unstimmigkeiten, wie
sie der Fall Swissair ausgelöst hat. 

Effizienter und günstiger

Fest steht: Sowohl für armasuisse Immo-
bilien als auch MeteoSchweiz besteht

PPP-Potenzial. Die Analyse hat für beide
Bundesinstitutionen ergeben, dass die
Leistungserbringung gewisser Bundes-
aufgaben von Dritten effizienter und
kostengünstiger erbracht werden kann.
Der Vorteil für den Bund ist vor allem
die Übertragung von Risiken auf den Pri-
vatsektor. Um PPP-Projekte erfolgreich
zu starten, müssen Hemmnisse abge-
baut werden. Dabei geht es primär da-
rum, die Kooperationsbereitschaft der
Bundesinstitutionen gegenüber dem
privaten Sektor zu erhöhen.

Wenn Risiken richtig ausgelagert werden, gibt es nur Gewinner.

Abb. 3: Risikoallokation und daraus resultierender Kostenvorteil von
Public-Private-Partnership.
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